
Eine ganze Regalwand mussten die
Beamten frei räumen, als die neuen
Bahn-Akten zu Stuttgart 21 bei

 ihnen eintrafen. Zehn laufende Meter
 füllten im zuständigen Innenministerium
allein die Unterlagen für den Bahnhofs-
bau.

Nur für die Kosten brauchte es wenig
Platz. Sie passten in zwei Aktenordner.
Und für die wichtigste Botschaft reichte
ein Blatt Papier: Die Ausgaben für das
Projekt, errechneten die Prüfer der Lan-
desregierung, könnten nun bis zu 6,5 Mil-
liarden Euro betragen, mehr als doppelt
so viel wie bis dahin veranschlagt.

Das war im Herbst 2009, kurz bevor
die letzten Einspruchsfristen Baden-Würt-
tembergs abliefen. Neue Zahlen hätten
die Öffentlichkeit verschreckt. Und so
verschwanden sie schnell wieder in den
Schubladen. Die Beteiligten, allen voran
der damalige Ministerpräsident Günther
Oettinger (CDU), taten einfach so, als
hätte es die „Indizierung der Projektkos-
ten“ nie gegeben.

In drei Wochen sollen die Bürger in ei-
ner Volksabstimmung über Stuttgart 21
entscheiden. Der unterirdische Bahnhof
und die Tunnel seien schwäbisch durch-
gerechnet und für Baden-Württemberg
ohne nennenswertes Risiko: Mit dieser

Botschaft kämpfen die Befürworter zur-
zeit energisch um Zustimmung.

Aber die jetzt aufgetauchten Unterla-
gen nähren erneut Zweifel an der Finan-
zierung. Parlament und Öffentlichkeit
wurden zentrale Zahlen – offenbar be-
wusst – vorenthalten.

Die Bahn-Unterlagen, die die Control-
ler im Innenministerium 2009 begutach-
ten konnten, betrafen drei Bereiche: den
Bahnhofsbau, den Filder-Tunnel und eine
unterirdische Gleiszufahrt zu den Bahn-
steigen von Obertürkheim aus. Zu den
anderen Bauabschnitten hatte die Bahn
keine prüffähigen Planungen vorgelegt. 

Auf dieser Grundlage ließen die Beam-
ten mehrere Szenarien errechnen. Im güns-
tigsten Falle würde Stuttgart 21 demnach
mit 4,9 Milliarden Euro um mehr als die
Hälfte teurer, als es mit der Bahn vereinbart
war. Aber nur, wenn bei den noch nicht
vorgelegten Projektteilen bis zur geplanten
Fertigstellung keine höheren Kosten entste-
hen. Für wesentlich wahrscheinlicher hiel-
ten die Prüfer allerdings eine Gesamtrech-
nung von 5,5 Milliarden Euro. Bei jährlich
steigenden Preisen für Personal und Mate-
rialien um 2,5 Prozent nahmen sie sogar ei-
nen Endbetrag von 6,5 Milliarden Euro an.

Optimistisch oder pessimistisch, eines
haben die Berechnungen der Landesre-

gierung gemeinsam: Sie liegen allesamt
über der vereinbarten Kostengrenze von
4,5 Milliarden Euro. Das Überschreiten
dieser Schwelle jedoch hätte laut Finan-
zierungsvereinbarung zwischen Bahn
und Baden-Württemberg einen Projekt-
abbruch bis Ende 2009 ermöglicht. Wären
diese Zahlen damals bekannt geworden,
wäre Stuttgart 21 womöglich sofort erle-
digt gewesen.

Das wollten Oettinger, heute EU-Kom-
missar in Brüssel, und seine damalige Lan-
desregierung verhindern. Stuttgart 21 war
sein großes Projekt als Ministerpräsident
und sollte für immer mit seinem Namen
verbunden bleiben. Im April 2009 hatte
er den Vertrag mit der Bahn perfekt ge-
macht, nur der Landtag hätte das Projekt
noch stoppen können.

Weitere Rechenübungen der Control-
ler aus dem Innenministerium verbat sich
Oettinger deshalb. „Auf Wunsch des
Herrn MP“ solle derzeit von einer „neu-
en Kostenberechnung abgesehen wer-
den“, heißt es in einem Ministeriumsver-
merk vom Herbst 2009.

Dabei wurde es den Beamten in der
Stuttgarter Ministerialbürokratie immer
mulmiger zumute, wie das ausführliche
Papier aus jenen Tagen belegt. „Eine kon-
krete Überprüfung der Kosten ist derzeit
nicht möglich, da die vorgelegten Unter-
lagen von der vereinbarten Kostenstruk-
tur abweichen“, heißt es darin. Zudem sei
es fraglich, ob die neuen Zahlen durch
Fakten „unterlegt“ seien oder nur „als
günstiges Szenario in den Raum gestellt
werden“. Auf das Land könnten „zusätz-
liche Finanzierungsbeiträge zukommen“. 

Bürger und Parlament sollten davon je-
doch nichts erfahren. Knapp einen Monat
später, am 12. November 2009, sprach sich
Oettinger dafür aus, Berechnungen, die
über der Kostengrenze von 4,5 Milliarden
Euro liegen, nicht „aktiv“ in die Öffent-
lichkeit zu tragen. Sie seien, so seine Mit-
arbeiter, „in der Öffentlichkeit schwer
kommunizierbar“.

Oettinger will sich dazu nicht mehr äu-
ßern und verweist an die neue Landesre-
gierung, wegen „der Kontinuität der Sach-
bearbeitung und der Aktenführung“.

Während der Konflikt um den Bahnhof
die neue grün-rote Landesregierung täg-
lich einer Zerreißprobe unterzieht – die
Sozialdemokraten sind Befürworter, die
Grünen Erzfeinde des Tiefbahnhofs –,
spielt die Bahn auf Zeit. So weigerte sich
der Konzern, eine unterbrochene Len-
kungskreissitzung der Projektpartner
noch vor dem Plebiszit wieder aufzuneh-
men. Wegen laufender Auftragsvergaben 

* Mit Stuttgarts Oberbürgermeister Wolfgang Schuster,
der Regionaldirektorin des Verbands Region Stuttgart,
Jeannette Wopperer, und Bundesverkehrsminister Peter
Ramsauer in Stuttgart im Februar 2010. 
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Schwäbische Rechnung
Vor der Volksabstimmung geraten die Planer von Stuttgart 21  

in Erklärungsnot: Dokumente belegen, dass die frühere CDU-
Regierung interne Kostenberechnungen verheimlicht hat.
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Neubau-Befürworter Grube, Oettinger (r.)*
Schlechte Nachrichten verschieben?
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Der Junge, den er für seinen Sohn
gehalten hatte, war fast ein Jahr
alt. Da bekam Reinhard Sch. vom

Familiengericht bestätigt, dass er nicht
der Vater ist.

4575 Euro hatte der 49-Jährige bis da-
hin der Mutter für die sogenannte Erst-
lingsausstattung und als Unterhalt für sie
und das Kind gezahlt. Sch., ein aus ge-
sundheitlichen Gründen frühpensionier-
ter Bundespolizist, wollte dieses Geld nun
vom wahren Erzeuger zurück.

„Ich fühlte mich hintergangen und be-
trogen, das konnte ich so nicht stehenlas-
sen“, sagt er. Doch seine ehemalige Le-
bensgefährtin weigerte sich, den Namen
des Mannes preiszugeben, von dem sie
inzwischen Unterhalt für den Sohn be-
kommt.

Sch. klagte vor Gericht und bekam
recht, auch in zweiter Instanz. „Nach Treu

und Glauben“, befand das Schleswig-Hol-
steinische Oberlandesgericht, bestehe hier
eine Auskunftspflicht. Doch die Mutter
legte auch gegen dieses Urteil Rechtsmit-
tel ein. An diesem Mittwoch wird der Bun-
desgerichtshof (BGH) den Fall verhan-
deln. Die Richter wollen dann entschei-
den, „ob und auf welcher gesetzlichen
Grundlage“ ein Scheinvater „zur Vorbe-
reitung eines Unterhaltsregresses“ verlan-
gen kann, dass die Mutter ihm den Namen
des mutmaßlichen Erzeugers nennt.

Der Streit um Kuckuckskinder berührt
Urängste von Männern und Frauen und
wird deshalb oft besonders erbittert ge-
führt. Die Mutter sei immer sicher, der
Vater immer unsicher, besagt schon ein
lateinischer Rechtssatz. Richtig virulent
geworden ist das Thema aber, seit die Un-
sicherheit der Männer mit einem Test für
wenige hundert Euro zu beseitigen ist.

Aufgrund eines Urteils des Bundesver-
fassungsgerichts aus dem Jahr 2007 kann
ein zweifelnder Vater eine solche Klärung
nun auch gegen den Willen der Mutter
herbeiführen. Doch darf er, wenn das ne-
gative Testat vorliegt, von der Frau auch
Auskunft darüber verlangen, wer an sei-
ner Stelle als Erzeuger in Frage kommt?

Eine gesetzliche Regelung gibt es nicht,
auch höchstrichterlich ist nicht abschlie-
ßend geklärt, ob ein solcher Auskunftsan-
spruch besteht. Vor 1998 waren auch die
Jugendämter mit solchen Fällen befasst;
im Konfliktfall sorgten sie für Klarheit.
Seit der sogenannten Kindschaftsrechts-
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Getäuschte 
Väter

Kuckuckskinder werden erneut
zum Fall für den Bundesgerichts-

hof: Muss eine Mutter ihrem 
Ex-Partner den Namen des mut-
maßlichen Erzeugers nennen?
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Protestierende 2010 in Berlin: „Der Unterhalt war sehr willkommen“

sei die Deutsche Bahn vor Anfang
 Dezember „nicht entscheidungsreif“,
schrieb DB-Vorstand Volker Kefer kürz-
lich an die Stuttgarter Landesregierung.

„Schlechte Nachrichten über die Kos-
tenentwicklung sollen offensichtlich auf
einen Zeitpunkt nach der Volksabstim-
mung verschoben werden“, glaubt indes
die Grünen-Fraktionsvorsitzende im
Landtag, Edith Sitzmann. Ihr SPD-Kolle-
ge Claus Schmiedel blaffte gereizt zurück,
man möge doch bitte den „Ball flachhal-
ten“: „Bei Stuttgart 21 liegen alle Fakten
auf dem Tisch – auch zu den Kosten“,
jetzt habe der Bürger das letzte Wort.

Der Ausgang des Referendums am 27.
November ist schwer vorhersehbar. In
Stuttgart ist die Protestbewegung immer
noch stark, am Jahrestag des „Schwarzen
Donnerstags“, dem Wasserwerfereinsatz
im Schlossgarten am 30. September 2010,
demonstrierten in der Landeshauptstadt
Tausende Menschen. Die Klientel der
Bahnhofsgegner ist motiviert und seit
mehr als einem Jahr darin geübt, für das
Aus von Stuttgart 21 zu kämpfen. Umfra-
gen zeigten im Sommer, dass die Bevöl-
kerung nach wie vor gespalten ist. Eine
knappe Mehrheit von 53 Prozent der Ba-
den-Württemberger sprach sich für Stutt-
gart 21 aus.

Dass sich die Lage nach der Abstim-
mung entspannt, ist ohnehin nicht zu er-
warten. Auch weil die Hürde zur Aner-
kennung der Volksabstimmung in Baden-
Württemberg so hoch liegt wie in kaum
einem anderen Bundesland. Damit das
Quorum erfüllt wird, müssen ein Drittel
der Wahlberechtigten für das Ausstiegsge-
setz votieren. Das wären 2,5 Millionen –
und damit mehr Wähler, als bei der jüngs-
ten Landtagswahl für Grün und Rot zu-
sammen gestimmt haben.

Schon haben die ersten Gegner erklärt,
sich an einfachen Mehrheiten orientieren
zu wollen, unabhängig vom Quorum.
„Ich bin überzeugt, dass in der Demokra-
tie Mehrheiten entscheiden“, erklärte
Hannes Rockenbauch, Sprecher des „Ak-
tionsbündnisses gegen Stuttgart 21“. Der
Tübinger Oberbürgermeister Boris Pal-
mer sagte: Wenn sich die Mehrheit für
den Ausstieg ausspreche, gebe es „die Dy-
namik, um das Projekt noch zu kippen“.

Als Väter der Volksabstimmung hoffen
die Sozialdemokraten, mit einem Pro-
Bahnhof-Ergebnis endlich auch die Kriti-
ker in den eigenen Reihen zu beruhigen.
Weitere Enthüllungen über die wahren
Kosten des Tunnelbaus könnten da wenig
zuträglich sein.

Schon in ihrem Vermerk hatten die Be-
amten im Herbst 2009 Bedenken, die Ge-
nossen über die neuesten Berechnungen
zu informieren. Es sei damit zu rechnen,
„dass die SPD bei Bekanntwerden der
Kostenentwicklung von dem Projekt ab-
rücken wird“. SIMONE KAISER,

ANDREAS WASSERMANN


